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LEGAL UPDATE ENERGIEWIRTSCHAFTSRECHT 

Köln, 17.Februar 2026 

BMWE-Netzpaket – Überblick über die Pläne 

zur Änderung der Netzanschlussverfahren 

Thorsten Kirch 

In der vergangenen Woche ist ein Referenten-

entwurf zur Änderung des Energiewirtschafts-

rechts zur Synchronisierung des Anlagenzu-

baus mit dem Netzausbau sowie zur Verbesse-

rung des Netzanschlussverfahren des Bundes-

ministeriums für Wirtschaft und Energie 

(BMWE) vom 30. Januar 2026 bekannt gewor-

den, der in der Energiebranche seitdem kontro-

vers diskutiert wird. 

Der Gesetzentwurf soll den aktuell geltenden 

Rechtsrahmen für Netzanschlussverfahren in 

Deutschland grundlegend reformieren, um den 

aktuellen Herausforderungen gerecht zu wer-

den. 

Dies wird mit den bereits seit längeren beste-

henden Anforderungen an den Ausbau der 

Elektrizitätsversorgungsnetze durch die Elektri-

fizierung der Wärmeversorgung (Wärmewende) 

und den Ausbau der E-Mobilität im Verkehrs-

sektor (Verkehrswende) begründet. Hinzuge-

kommen sei in den vergangenen Jahren die 

massive Anzahl an Batteriespeicherprojekten. 

Allein die aktuelle Anzahl der Netzanschlussbe-

gehren von Großbatteriespeichern überfordere 

die Netzbetreiber. Die Übertragungsnetzbetrei-

ber (ÜNB) verzeichneten Anfragen für ca. 

250 GW Batteriekapazität, während auf Vertei-

ler- und Übertragungsnetzebene zusammen 

Anträge im Umfang von etwa 400 GW 

eingereicht worden seien. Dabei sei davon aus-

zugehen, dass nur ein Bruchteil dieser Projekte 

realisiert werde. 

Bei Netzanschlusskapazitäten handele es sich 

um ein knappes Gut. Neben EE-Anlagen und 

konkurrierten aktuell Industrieanlagen, Rechen-

zentren, Ladeinfrastrukturen, Telekommunikati-

onsnetze und weitere Großverbraucher um die-

selben Anschlussmöglichkeiten. Den Netzbe-

treibern fehle derzeit die rechtliche Möglichkeit, 

einzelne Netzanschlussbegehren zu priorisie-

ren bzw. depriorisieren und besser auf geeig-

nete Netzverknüpfungspunkte zu verteilen. 

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, den Anla-

genzubau besser mit dem Netzausbau zu syn-

chronisieren. Zwar seien beim Netzausbau in 

den vergangenen Jahren große Fortschritte er-

zielt worden. Trotzdem bestünden weiterhin 

„systematische Herausforderungen und Hemm-

nisse“ die zu langen Realisierungsdauern von 

acht bis zwölf Jahren beim Netzausbau führen. 

Da der Netzausbau nicht mit dem Zubau der er-

neuerbaren Energien in den letzten Jahren 

schritthalten könne, führe dies in engpassbelas-

teten Gebieten zu hohen Redispatch-Kosten 

und volkswirtschaftlichen Nachteilen. 
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Priorisierung von Netzanschlussvorha-

ben 

Im Netzanschlussrecht gilt bisher das sog. 

"Windhundprinzip", bei dem der zeitliche Ein-

gang des Antrags entscheidend ist. Eine inhalt-

liche Priorisierung einzelner Netzanschlussvor-

haben nach Qualitätskriterien ist nur derzeit – 

nicht zuletzt vor dem Hintergrund des Diskrimi-

nierungsverbots – rechtlich unzulässig. 

Der Referentenentwurf des BMWE sieht vor, 

dass mit § 17b EnWG-RefE ein neues System 

zur Priorisierung von Netzanschlussbegehren 

eingeführt wird. ÜNB können danach im Rah-

men ihrer Verfahren nach § 17a EnWG-RefE 

Maßgaben für die Priorisierung bestimmter 

Netzanschlussbegehren vorsehen. Die Neure-

gelung soll den Netzbetreibern erstmals einen 

klaren rechtlichen Rahmen geben, um Netzan-

schlussbegehren nach sachlichen Kriterien zu 

gewichten und so eine effizientere Nutzung der 

knappen Netzressourcen zu ermöglichen. 

Qualitative Kriterien für Priorisierung 

Für die Priorisierung können die Netzbetreiber 

nach dem Entwurf folgende qualitative Kriterien 

heranziehen: 

Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizi-

tätsversorgungssystems 

In Regionen, in denen Anschlussnehmer an 

sich negativ auf bestehende Engpässe oder 

Stabilitätsgrenzen einwirken würden, können 

solche Anschlussbegehren priorisiert werden, 

die auf diese Grenzen nicht wesentlich negativ 

oder gar positiv einwirken. Dafür soll vom An-

schlussnehmer z.B. verlangt werden, gesi-

cherte Leistung bereitzustellen, einen Beitrag 

zur Systemstabilität zu leisten oder den Redis-

patch-Bedarf zu reduzieren. 

Bestehende gesetzliche Zielvorgaben für 

den Ausbau von Erzeugungsanlagen, Ener-

giespeicheranlagen und Verbrauchern 

Dieses Kriterium soll den ÜNB die Möglichkeit 

geben, im Rahmen ihrer Priorisierung beste-

hende gesetzliche Ziele zu berücksichtigen. Als 

Beispiel können hier die Ausbauziele des EEG 

für den Ausbau der erneuerbaren Energien ge-

nannt werden. 

Annahmen aus dem Szenariorahmen der 

BNetzA 

Durch dieses Kriterium sollen unterschied-

lichste Anschlussbegehren in eine Balance zur 

Erreichung der industrie- und klimapolitischen 

Ziele gebracht werden. Hierbei seien also nicht 

nur Ausbauziele des EEG oder allgemein der 

Stromerzeugung und Stromspeicherung, son-

dern auch weitere sektorspezifische Annahmen 

und Ziele berücksichtigungsfähig, wie beispiel-

weise die Elektrifizierung der Industrie und der 

Chemie oder die Ansiedlung von Rechenzen-

tren. Dies ermöglicht insbesondere eine Depri-

orisierung von Netzanschlussbegehren be-

stimmter Anlagen, deren maximale Zielaus-

bauzahlen bereits erfüllt seien oder durch be-

reits zugesagte Netzanschlusskapazität vo-

raussichtlich erfüllt würden. 

Bedarfe von Betreibern angrenzender oder 

nachgelagerter Netze 

Durch dieses Kriterium soll den ÜNB die Mög-

lichkeit gegeben werden, auch Belange von 

ÜNB angrenzender Versorgungsgebiete oder 

auch Bedarfe angeschlossener Verteilernetzbe-

treiber im Rahmen der Priorisierung zu berück-

sichtigen. 
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Effiziente Nutzung von Netzverknüpfungs-

punkten insbesondere durch mehrere An-

schlussnehmer 

Dieses Kriterium zielt insbesondere auf die 

Konstellation des sog. „Cable-Poolings“ ab. 

Mehrere Anschlussnehmer nutzen hierbei einen 

gemeinsamen Netzverknüpfungspunkt. Das 

BMWE geht davon aus, dass das Potenzial be-

stehe, durch eine gemeinsame Nutzung von 

Schaltfeldern mehrerer Anschlussnehmer, 

Netzanschlusskapazitäten besser auszulasten 

beziehungsweise mehr Anschlussnehmern ei-

nen Anschluss zur Verfügung zu stellen. Dies 

könne von vornherein bei Neuanschlüssen po-

sitiv berücksichtigt werden. 

Ausweisungen von Flächen in Raumord-

nungs- oder Bauleitplänen 

Mittlerweile gebe es in Raumordnungs- oder 

Bauleitplänen Festlegungen für bestimmte 

Funktionen oder Nutzungen mit besonderer Re-

levanz. Exemplarisch seien Windenergiege-

biete nach § 2 Nr. 1 WindBG genannt. Aber 

auch weitere insbesondere in Bauleitplanungen 

bereits ausgewiesene Gebiete für bestimmte 

Technologien oder spezielle Nutzungen, wie 

etwa auch Flächen für Rechenzentren oder ge-

plante oder genehmigte Wärmeerzeugungsan-

lagen, sind berücksichtigungsfähig. Hier soll es 

den Netzbetreibern durch eine Priorisierung bei 

Netzanschlussbegehren auch möglich sein, 

Netzanschlusskapazitäten für die dort vorgese-

henen Nutzungsarten freizuhalten. 

Vorgaben für Priorisierung einzelner Netzan-

schlussvorhaben 

Treffen Netzbetreiber eine Priorisierungsent-

scheidung, so soll diese nach transparenten 

und diskriminierungsfreien Kriterien erfolgen. 

Eine Priorisierung einzelner Netzanschlussvor-

haben könne dadurch erfolgen, dass eingegan-

gene Netzanschlussbegehren priorisiert durch 

den Netzbetreiber bearbeitet würde. Eine 

Priorisierung könne aber auch in Form einer 

Freihaltung von Netzanschlusskapazität erfol-

gen, wenn eingegangene Netzanschlussbegeh-

ren zurückgestellt würden, um die Netzan-

schlusskapazität im Sinne einer Kontingentie-

rung für in diesem Gebiet priorisierte Netzan-

schlüsse freizuhalten. Die Verpflichtung des 

Netzbetreibers zum bedarfsgerechten Netzaus-

bau werde durch die hier vorgesehene Möglich-

keit zur Priorisierung von Netzanschlussbegeh-

ren dagegen nicht berührt. Der Netzbetreiber 

soll verpflichtet bleiben, sein Netz auch für de-

priorisierte Begehren im Rahmen seiner gesetz-

lichen Verpflichtungen bedarfsgerecht zu opti-

mieren, zu verstärken und auszubauen (§ 11 

Abs. 1 EnWG). 

Kapazitätslimitierte Netzgebiete und 

Redispatchvorbehalt 

Nach derzeitiger Rechtslage besteht ein unbe-

dingter, vorrangiger Netzanschlussanspruch für 

Erneuerbare-Energie-Anlagen nach § 8 EEG 

und ein finanzieller Ausgleichsanspruch bei Re-

dispatch-Maßnahmen für Erzeugungsanlagen, 

die zu Abregelungen der Einspeisung von 

Stromerzeugungsanlagen aufgrund von 

Netzengpässen führen gemäß § 13a EnWG. 

In der Begründung des Referentenentwurfs wird 

betont, dass aktuell in bereits engpassbelaste-

ten Gebieten Letztverbraucher auch dann mit 

Redispatch-Kosten belastet werden, wenn von 

vornherein feststeht, dass der Anschluss einer 

neuen EE-Anlage an einen bestimmten Lei-

tungsabschnitt über mehrere Jahre hinweg kei-

nen oder nur einen geringen Beitrag zur Errei-

chung der EEG-Ziele leisten wird. Dies sei 

volkswirtschaftlich ineffizient. 
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Der Referentenentwurf möchte mit § 14 Abs. 1d 

EnWG-RefE die Möglichkeit einführen, solche 

Netzgebiete als kapazitätslimitiert auszuwei-

sen. Voraussetzung hierfür soll sein, dass die 

technisch mögliche Stromeinspeisung der an-

geschlossenen Anlagen im vorangegangenen 

Kalenderjahr um insgesamt mehr als 3 Prozent 

angepasst wurde. Die Ausweisung der kapazi-

tätslimitierten Gebiete erfolgt für bis zu 10 Jahre 

durch Anzeige bei der BNetzA. 

Durch eine Änderung in § 8 Abs. 4 Satz 2 EEG-

RefE soll die gesetzliche Pflicht zum Netzan-

schluss nicht bestehen, wenn der ermittelte Ver-

knüpfungspunkt der EE-Anlage zum Zeitpunkt 

dessen Ermittlung in einem kapazitätslimitiert 

ausgewiesenen Netzgebiet liegt. Der Netzbe-

treiber soll jedoch in diesem Fall gemäß 

§ 8 Abs. 4 Satz 3 EEG-RefE verpflichtet sein, 

dem Anschlussbegehrenden für die Dauer der 

Kapazitätslimitierung einen Vertrag über den 

Netzanschluss seiner Anlage anzubieten, wel-

cher beinhaltet, dass der Anschlussbegehrende 

bei Abregelungen durch Redispatch-Maßnah-

men auf den finanziellen Ausgleich nach § 13a 

Abs. 2 EnWG verzichtet. 

In Kombination damit soll die Regelung des 

§ 13a Abs. 6 EnWG-RefE einen sog. „Redis-

patchvorbehalt“ schaffen, der zusätzliche Sys-

temkosten vermeiden und trotzdem die EE-In-

tegration erhöhen soll. Der Anspruch auf finan-

ziellen Ausgleich nach § 13a Abs. 2 EnWG soll 

danach nicht bestehen, solange die Anlage auf 

Grundlage eines Vertrags nach § 8 Abs. 4 

Satz 3 EEG-RefE an das Netz angeschlossen 

worden ist. 

Die Neuregelung schafft die Möglichkeit, in be-

sonders belasteten Netzgebieten den Netzan-

schluss zwar zu ermöglichen, aber den finanzi-

ellen Ausgleich für Redispatch-Maßnahmen 

auszuschließen. Hierdurch sollen Anreize ge-

schaffen werden, Anlagenprojekte dort zu 

realisieren, wo der erzeugte Strom bestmöglich 

abgenommen werden kann. 

Einspeisenetze 

Bisher existiert keine gesetzliche Definition 

oder Regelung für sog. Einspeisenetze. Netz-

ausbaumaßnahmen erfolgen individuell für ein-

zelne Anschlüsse. Die Neuregelung soll die 

Grundlage für eine koordinierte Netzplanung 

schaffen, die mehrere Anlagenprojekte gemein-

sam berücksichtigt und so Synergien nutzt. 

§ 3 Nr. 18 EEG-RefE definiert erstmals den Be-

griff des „Einspeisenetzes" als „ein oder meh-

rere Betriebsmittel, die der Netzbetreiber durch 

Netzausbaumaßnahmen nach einer planeri-

schen Gesamtbetrachtung von gestellten Netz-

anschlussbegehren sowie erwarteten Anschlüs-

sen für den koordinierten Anschluss von Anla-

gen und für die Einspeisung von Strom aus die-

sen Anlagen bereitstellt." 

Die Begründung des Referentenentwurfs be-

schreibt das Einspeisenetz als Instrument des 

vorausschauenden, bedarfsgerechten Netzaus-

baus, das dazu führt, dass insbesondere Wind- 

und Solarparks koordiniert und vorausschauend 

an das Netz angeschlossen werden können. 

Durch eine gesamtwirtschaftliche Betrachtung 

können die insgesamt anfallenden Kosten für 

den Anschluss von Anlagen gesenkt werden. 

Ein Einspeisenetz soll lediglich (n-0)-sicher und 

damit nicht redundant aufgebaut werden, was 

die Netzplanung und den Netzausbau erleich-

tern soll. 
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Baukostenzuschüsse für Erzeugungsan-

lagen 

Nach aktuell geltendem Recht sind Baukosten-

zuschüsse (BKZ) für Erzeugungsanlagen ge-

setzlich ausgeschlossen. Nur Letztverbraucher 

von Strom können bisher zu BKZ herangezogen 

werden. 

Durch die Neuregelung des § 17 EEG-RefE soll 

die Möglichkeit geschaffen werden, auch Anla-

gen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren 

Energien an den Netzausbaukosten zu beteili-

gen und so räumliche Steuerungsinstrumente 

zu etablieren. Die BNetzA kann Vorgaben zu 

BKZ machen, insbesondere Verfahren oder Kri-

terien für pauschalierte oder regional differen-

zierte Beträge. 

Dies soll jedoch nicht nur für den Netzanschluss 

von Erneuerbare-Energien-Anlagen gelten son-

dern durch entsprechende Änderungen in § 8 

Abs. 3 KraftNAV-RefE und § 3 KWKG-RefE 

auch auf Kraftwerke und KWK-Anlagen ausge-

weitet werden. 

Zur Begründung dieser Änderungen wird aus-

geführt, dass die Verpflichtung von Betreibern 

von EE-Anlagen, sich an den Kosten des Netz-

ausbaus zu beteiligen, für einen sparsameren 

Umgang mit knappen Anschlusskapazitäten 

sorgen könne. Regional differenzierte BKZ kön-

nen Anreize setzen, sich an möglichst netzver-

träglichen Standorten anzuschließen. 

Reservierung von Netzanschlusskapazi-

tät 

Derzeit besteht kein einheitliches System zur 

Reservierung von Netzanschlusskapazität. Die 

Praxis ist heterogen und führt häufig dazu, dass 

Kapazitäten über lange Zeiträume blockiert wer-

den, ohne dass Projekte realisiert werden. 

§ 17f EnWG-RefE soll ein einheitliches Regime 

zur Reservierung von Netzanschlusskapazität 

schaffen. Die Betreiber von Elektrizitätsvertei-

lernetzen sollen gemeinsame, objektive, trans-

parente und diskriminierungsfreie Vorgaben für 

die Reservierung entwickeln. Die Reservie-

rungsdauer ist auf einzelne, aufeinanderfol-

gende Zeiträume zu befristen und an den Pro-

jektfortschritt zu binden. 

Zusätzlich soll § 17 Abs. 1a EnWG-RefE die An-

passung vorzuhaltender Leistung regeln, wenn 

diese über mehr als drei Jahre nicht in Anspruch 

genommen wurde. 

Die Begründung betont, dass das Ziel insbeson-

dere darin besteht, dass Anträge, die nicht mehr 

ernsthaft weiterverfolgt werden, keine Netzan-

schlusskapazität blockieren. Dies erhöht die 

Planungssicherheit auf Seiten der Projektierer 

und sorgt für eine effizientere Nutzung der vor-

handenen Netzinfrastruktur. 

Erleichterung von netzneutralen Batte-

riespeichern 

§ 17 Abs. 2b EnWG-RefE soll die Errichtung von 

„netzneutralen" Batteriespeichern in Co-Loca-

tion zu bestehenden Anlagen erleichtern. Der 

Netzanschlussvorrang für EE-Anlagen gemäß 

§ 8 Abs. 1 Satz 1 EEG und KWK-Anlagen ge-

mäß § 3 Abs. 1 Satz 1 KWKG ist nicht gemäß 

§ 17 Abs. 2b Satz 1 EnWG-RefE gegenüber 

Energiespeicheranlagen anzuwenden. Netzbe-

treiber können den Anschluss von Energiespei-

cheranlagen gemäß § 17 Abs. 2b Satz 2 EnWG-

RefE nicht unter Verweis auf Kapazitätsmangel 

verweigern, wenn die bisherige maximale Leis-

tung durch den zusätzlichen Anschluss unver-

ändert bleibt. Hintergrund für diese Differenzie-

rung soll sein, dass netzneutrale Batteriespei-

cher Netzanschlusskapazitäten schonen und 

für eine optimale Nutzung erzeugten oder aus 

dem Netz bezogenen Stroms vor Ort sorgen. 

Die Co-Location mit bestehenden Anlagen er-

möglicht eine effizientere Nutzung der Infra-

struktur ohne zusätzliche Netzbelastung. 
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Derzeit gelten für Speicheranlagen oft die glei-

chen restriktiven Anschlussbedingungen wie für 

neue Erzeugungsanlagen. Die Neuregelung soll 

eine privilegierte Behandlung von netzneutralen 

Speichern schaffen, die keine zusätzliche Netz-

belastung verursachen und so zur Optimierung 

der bestehenden Infrastruktur beitragen. 

Fazit 

Der Netzausbau ist für das Gelingen der Ener-

gie-, Wärme- und Verkehrswende von grundle-

gender Bedeutung. Der Referentenentwurf des 

BMWE stellt eine umfassende Reform des Netz-

anschlussrechts in Aussicht. Durch die Kombi-

nation von Priorisierungsinstrumenten und Än-

derungen in Bezug auf den Anschlussvorrang 

der erneuerbaren Energien soll die Synchroni-

sierung von Anlagen- und Netzausbau verbes-

sert werden. Dass Netzbetreibern Kriterien an 

die Hand gegeben werden, um Netzanschluss-

begehren zu differenzieren, ist vor diesem Hin-

tergrund grundsätzlich zu begrüßen, um eine 

Blockade der Netzanschlüsse zu vermeiden. 

Berechtigte Interessen der Netzbetreiber dürfen 

allerdings nicht zu einer einseitigen Verlage-

rung der Risken auf die Projektierer und Anla-

genbetreiber führen. Aktuell scheinen die vor-

gesehenen Regelungen noch unausgewogen 

zumal mit dem Anschlussvorrang des § 8 EEG 

grundlegende Ansprüche des Rechts der erneu-

erbaren Energien eingeschränkt und begrenzt 

werden sollen. 

Es ist daher davon auszugehen, dass der Ent-

wurf im Rahmen der Ressortabstimmung und 

der Verbändeanhörung sowie des parlamentari-

schen Gesetzgebungsverfahrens umfassende 

Änderungen erfahren wird. 

Ungeachtet dessen wird der Gesetzgeber be-

reits vor dem Hintergrund der langen Planungs- 

und Genehmigungszeiträume von Energiepro-

jekten insbesondere Übergangsregelungen vor-

sehen müssen, um bereits getätigte Investitio-

nen nicht nachträglich zu entwerten. 

Für weitere Informationen stehen wir Ihnen je-

derzeit zur Verfügung – wir unterstützen und be-

raten Sie gern!  
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Hinweis 

Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetz en. Sprechen 

Sie bei Fragen bitte Ihren gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. den Autor Thorsten Kirch unter +49 221 33 66 0 784 oder 

tkirch@goerg.de an. Informationen zum Autor finden Sie auf unserer Homepage www.goerg.de. 

Wir verwenden das generische Maskulinum und sehen von einer Nennung aller Geschlechtsidentitäten ab, damit dieser Text besser  lesbar ist, 

und meinen damit ausdrücklich jeden in jeder Geschlechtsidentität.  
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